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EUROPÄISCHE 
KOMMISSION  

Brüssel, den 15.3.2017  
C(2017) 1888 final 

  

BERICHTIGUNG 

vom 15.3.2017 

der Delegierten Richtlinie der Kommission vom 7. April 2016 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf den 
Schutz der Finanzinstrumente und Gelder von Kunden, Produktüberwachungspflichten 

und Vorschriften für die Entrichtung beziehungsweise Gewährung oder 
Entgegennahme von Gebühren, Provisionen oder anderen monetären oder nicht-

monetären Vorteilen 

C(2016) 2031 final  
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BERICHTIGUNG 

der Delegierten Richtlinie der Kommission vom 7. April 2016 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf den 
Schutz der Finanzinstrumente und Gelder von Kunden, Produktüberwachungspflichten 

und Vorschriften für die Entrichtung beziehungsweise Gewährung oder 
Entgegennahme von Gebühren, Provisionen oder anderen monetären oder nicht-

monetären Vorteilen 

C(2016) 2031 final 
 

 

 

Artikel 1 Absatz 1: 

anstatt: „1. „Diese Richtlinie gilt für Verwaltungsgesellschaften im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 4 der Richtlinie 2009/65/EG und des Artikels 6 Absatz 6 der Richtlinie 
2011/61/EU.“ 

muss es heißen: „1. „Diese Richtlinie gilt für Wertpapierfirmen, für 
Verwaltungsgesellschaften im Sinne des Artikels 6 Absatz 4 der Richtlinie 
2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates* und für Verwalter 
alternativer Investmentfonds im Sinne des Artikels 6 Absatz 6 der Richtlinie 
2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates**. 

____________________ 

* Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend 
bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABl. 
L 302 vom 17.11.2009, S. 32). 

** Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der 
Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 
und (EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).“. 

 

Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe b: 

anstatt: „b) wenn Kundengelder von der Wertpapierfirma gemäß Artikel 4 gehalten 
werden, außerdem Angaben zu den Konten, auf denen die Kundengelder gehalten 
werden, und zu den entsprechenden Vereinbarungen mit den betreffenden Stellen;“ 
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muss es heißen: „b) wenn Kundengelder von Wertpapierfirmen gemäß Artikel 4 
gehalten werden, Angaben zu den Konten, auf denen die Kundengelder gehalten 
werden, und zu den entsprechenden Vereinbarungen mit diesen Firmen;“.  

 

Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe c: 

anstatt:  „c) wenn Kundengelder von der Wertpapierfirma gemäß Artikel 3 gehalten 
werden, außerdem Angaben zu den bei Dritten eröffneten Konten und zu den 
entsprechenden Vereinbarungen mit den betreffenden Stellen;“  

muss es heißen: „c) wenn Finanzinstrumente von Wertpapierfirmen gemäß Artikel 3 
gehalten werden, Angaben zu den bei Dritten eröffneten Konten und zu den 
entsprechenden Vereinbarungen mit diesen Dritten sowie Angaben zu den 
entsprechenden Vereinbarungen mit diesen Wertpapierfirmen;“. 

 

 

Artikel 9 Absatz 7: 

anstatt: „7. „Die Wertpapierfirmen stellen sicher, dass die Compliance-Funktion über 
die Entwicklung und regelmäßige Überprüfung der Produktüberwachungsvorkehrungen 
wacht, damit jegliches Risiko, dass die Firma die in diesem Artikel festgelegten 
Verpflichtungen nicht erfüllt, erkannt wird.“  

muss es heißen: „7. „Die Mitgliedstaaten verpflichten die Wertpapierfirmen, 
sicherzustellen, dass die Compliance-Funktion über die Entwicklung und regelmäßige 
Überprüfung der Produktüberwachungsvorkehrungen wacht, damit jegliches Risiko, 
dass die Firma die in diesem Artikel festgelegten Verpflichtungen nicht erfüllt, 
erkannt wird.“.  

 

 

Artikel 11 Absatz 5, Unterabsatz 2: 

anstatt: „Bei der Umsetzung dieser Anforderungen tragen die Wertpapierfirmen den 
Vorschriften über Kosten und Gebühren in Artikel 24 Absatz 4 Buchstabe c der 
Richtlinie 2014/65/EU und in Artikel 45 der [DELEGIERTEN VERORDNUNG 
(EU).../... DER KOMMISSION vom XXX zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die organisatorischen 
Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für die Zwecke der 
genannten Richtlinie, vom PO zu ergänzen] Rechnung.“ 

muss es heißen: „Bei der Umsetzung dieser Anforderungen tragen die Wertpapierfirmen 
den Vorschriften über Kosten und Gebühren in Artikel 24 Absatz 4 Buchstabe c der 
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Richtlinie 2014/65/EU und in Artikel 50 der [DELEGIERTEN VERORDNUNG (EU) 
.../... DER KOMMISSION vom XXX*] Rechnung. 
_________________ 
* Delegierte Verordnung (EU) .../... der Kommission vom ... zur Ergänzung der 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 
die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für 
die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe 
für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L [...] vom [TT.MM.JJJJ], S. [...]).“. 

 

 

Artikel 12 Absatz 2: 

anstatt: „2. „Wertpapierfirmen, die unabhängige Anlageberatung oder 
Portfolioverwaltung erbringen, nehmen keine nicht-monetären Vorteile an, die nicht 
gemäß dem folgenden Unterabsatz als geringfügige nicht-monetäre Vorteile zulässig 
sind.“  

muss es heißen: „2. Wertpapierfirmen, die unabhängige Anlageberatung oder 
Portfolioverwaltung erbringen, nehmen keine nicht-monetären Vorteile an, die nicht 
gemäß Absatz 3 als geringfügige nicht-monetäre Vorteile zulässig sind.“.  

 

 

Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 3:  

anstatt: „Geringfügige nicht-monetäre Vorteile werden offengelegt, bevor die 
betreffenden Wertpapier- oder Nebendienstleistungen für die Kunden erbracht werden. 
Gemäß Artikel 47 Absatz 5 Buchstabe a können geringfügige nicht-monetäre Vorteile 
generisch beschrieben werden.“ 

muss es heißen: „Geringfügige nicht-monetäre Vorteile werden offengelegt, bevor die 
betreffenden Wertpapier- oder Nebendienstleistungen für die Kunden erbracht werden. 
Gemäß Artikel 11 Absatz 5 Buchstabe a können geringfügige nicht-monetäre Vorteile 
generisch beschrieben werden.“. 

 

 

Artikel 13 Absatz 1: 

anstatt: „1.  Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Bereitstellung von Analysen 
durch Dritte an Wertpapierfirmen, die Portfolioverwaltungs- oder andere 
Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen für Kunden erbringen, nicht als 
Anreiz angesehen wird, wenn sie als Gegenleistung für Folgendes angenommen wird:  

a) direkte Zahlungen der Wertpapierfirma aus deren eigenen Mitteln;  
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b) Zahlungen von einem separaten, von der Wertpapierfirma kontrollierten 
Analysekonto, sofern in Bezug auf die Führung des Kontos folgende 
Bedingungen erfüllt sind:  

i) das Analysekonto wird durch eine vom Kunden entrichtete spezielle 
Analysegebühr finanziert; 

ii) als Bestandteil der Einrichtung eines Analysekontos und der 
Vereinbarung der Analysegebühr mit ihren Kunden legen die 
Wertpapierfirmen im Rahmen einer internen Verwaltungsmaßnahme ein 
Analysebudget fest und unterziehen dieses einer regelmäßigen 
Bewertung;  

iii) die Wertpapierfirma ist für das Analysekonto haftbar;  

iv) die Wertpapierfirma bewertet die Qualität der erworbenen Analysen 
regelmäßig anhand belastbarer Qualitätskriterien und ihrer Fähigkeit, zu 
besseren Anlageentscheidungen beizutragen. 

c) Macht eine Wertpapierfirma vom Analysekonto Gebrauch, übermittelt sie den 
Kunden folgende Informationen: 

i) vor der Erbringung einer Wertpapierdienstleistung für Kunden 
Informationen über die für Analysen veranschlagten Mittel und die Höhe 
der geschätzten Gebühren je Kunde;  

ii) jährliche Informationen über die Gesamtkosten für Analysen Dritter je 
Kunde.“ 

muss es heißen: „1.  Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Bereitstellung von 
Analysen durch Dritte an Wertpapierfirmen, die Portfolioverwaltungs- oder andere 
Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen für Kunden erbringen, nicht als 
Anreiz angesehen wird, wenn sie als Gegenleistung für eine der beiden folgenden 
Zahlungen angenommen wird:  

a) direkte Zahlung der Wertpapierfirma aus deren eigenen Mitteln; 

b) Zahlung von einem separaten, von der Wertpapierfirma kontrollierten 
Analysekonto, sofern in Bezug auf die Führung des Kontos folgende 
Bedingungen erfüllt sind:  

i) das Analysekonto wird durch eine vom Kunden entrichtete spezielle 
Analysegebühr finanziert; 

ii) als Bestandteil der Einrichtung eines Analysekontos und der 
Vereinbarung der Analysegebühr mit ihren Kunden legen die 
Wertpapierfirmen im Rahmen einer internen Verwaltungsmaßnahme ein 
Analysebudget fest und unterziehen dieses einer regelmäßigen 
Bewertung;  

iii) die Wertpapierfirma ist für das Analysekonto haftbar;  

iv) die Wertpapierfirma bewertet die Qualität der erworbenen Analysen 
regelmäßig anhand belastbarer Qualitätskriterien und ihrer Fähigkeit, zu 
besseren Anlageentscheidungen beizutragen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b übermittelt eine Wertpapierfirma, die 
vom Analysekonto Gebrauch macht, den Kunden folgende Informationen: 
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a) vor der Erbringung einer Wertpapierdienstleistung für Kunden Informationen 
über die für Analysen veranschlagten Mittel und die Höhe der geschätzten 
Gebühren je Kunde; 

b) jährliche Informationen über die Gesamtkosten für Analysen Dritter je Kunde.“. 

 

 

Artikel 13 Absatz 3: 

anstatt: „3. Jede operative Vereinbarung für die Erhebung der Analysegebühr bei 
Kunden weist, sofern diese Gebühr nicht getrennt, sondern zusammen mit 
einer Geschäftsprovision erhoben wird, die Analysegebühr eindeutig separat 
aus und erfüllt uneingeschränkt die Bedingungen des Absatzes 1 Buchstaben b 
und c.“ 

muss es heißen: „3. Jede operative Vereinbarung für die Erhebung der 
Analysegebühr bei Kunden weist, sofern diese Gebühr nicht getrennt, sondern 
zusammen mit einer Geschäftsprovision erhoben wird, die Analysegebühr 
eindeutig separat aus und erfüllt uneingeschränkt die Bedingungen von 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b und von Absatz 1 Unterabsatz 2.“.   

 

 

Artikel 13 Absatz 6 Satz 1: 

anstatt: Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe b Ziffer ii wird das Analysebudget 
einzig von der Wertpapierfirma verwaltet und auf Basis einer angemessenen 
Bewertung des Bedarfs an Analysen Dritter festgesetzt.“ 

muss es heißen: Für die Zwecke des Absatzes 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer ii 
wird das Analysebudget einzig von der Wertpapierfirma verwaltet und auf 
Basis einer angemessenen Bewertung des Bedarfs an Analysen Dritter 
festgesetzt.“. 

 

 

Artikel 14 Absatz 1 Unterabsätze 1 und 2: 

anstatt: „Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens bis zu dem in 
Artikel 93 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 65/2014/EU genannten Datum die 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie 
nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser 
Vorschriften mit. 
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Sie wenden diese Vorschriften ab dem ersten in Artikel 93 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie 65/2014/EU genannten Datum an. 

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 3. Juli 
2017 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 3. Januar 2018 an.“. 
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